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Am 11. April 2021 wurde Daunte Wright, 20 Jahre alt, bei einer Verkehrskontrolle von
PolizeibeamtInnen in Brooklyn Center, Minnesota, einem Vorort von Minneapolis, ermordet. Die
Polizei behauptet, dass auf Mr. Wright ein Haftbefehl ausgestellt gewesen wäre und dass er
versuchte hätte, mit seinem Auto zu entkommen. Das Fahrzeug fuhr noch einige Blocks weiter,
bevor es nach der Schießerei mit einem anderen Fahrzeug kollidierte. Dauntes Freundin befand sich
im Auto und wurde wegen leichter Verletzungen ins Krankenhaus gebracht. Die an der Schießerei
beteiligte Polizeibeamtin behauptet, sie habe versehentlich ihre Waffe statt eines Elektroschockers
gezogen. Die anschließenden Proteste sahen die Polizei Tränengas und Gummigeschosse einsetzen,
um die Menge zu zerstreuen.

Kein Vertrauen in die Polizei!

Der Mord ereignete sich nur wenige Kilometer von dem Ort entfernt, an dem Derek Chauvin im Mai
letzten Jahres George Floyd das Leben genommen hatte, und geht in die dritte Woche des Prozesses
gegen den Polizisten, in dem die Staatsanwaltschaft versucht hat, Chauvin nur als einen „faulen
Apfel“ darzustellen. PolizeibeamtInnen, die an der Ausbildung beteiligt waren und in der
Befehlskette über Chauvin standen, haben im Namen der Anklage ausgesagt. Doch der Mord an
Daunte Wright und die schiere Anzahl solcher Morde über viele Jahre hinweg beweist den inhärent
rassistischen Charakter der Polizei. Sie kann nicht reformiert werden. Sie muss abgeschafft und
durch die Selbstverteidigung der ArbeiterInnen und der schwarzen Gemeinschaft ersetzt werden.

Die „Black Lives Matter“-(BLM)-Proteste nach dem Tod von George Floyd legten die brutale Natur
der Polizeiarbeit im ganzen Land offen. Es gab unzählige Videos im Internet von gewaltsamer
Repression gegen unschuldige DemonstrantInnen: ihr Tränengaseinsatz in Raleigh, North Carolina,
oder Polizeiautos, die Protestierende in New York oder Kalifornien überfuhren. Das Ziel war
eindeutig, uns zu terrorisieren. Aber trotz dieser Gewalt durch staatliche Sicherheitskräfte blieben
die DemonstrantInnen im ganzen Land unbeugsam. Bei den Protesten nach Floyds Tod wurde ein
Polizeirevier in Brand gesetzt, der erste derartige Fall in der jüngeren amerikanischen Geschichte.

Nach der Tötung von Daunte Wright versammelten sich lokale DemonstrantInnen. Wie es die Polizei
in Minneapolis, Raleigh, New York, Los Angeles und anderen amerikanischen Städten tat, überzog
sie die Protestierenden mit Gewalt und versuchte, die Menge mit Gummigeschossen und
Tränengaskanistern zu zerstreuen.

In Minneapolis hatten sich am selben Tag rassistische und rechtsextreme protestierende
GegnerInnen zusammengerottet. Natürlich ging die Polizei nicht gegen diese Proteste vor. Ähnlich
wie während Trumps Putsch in der Hauptstadt Washington betrachteten die BeamtInnen solche
AkteurInnen als „Kumpel“ und „FreundInnen“. Die Polizei existiert, um private Eigentumsrechte und
die Interessen des bürgerlichen Staates durchzusetzen.

Wir müssen uns landesweit mit den DemonstrantInnen in Minnesota solidarisch zeigen. Diese
Solidarität muss alle Organe der ArbeiterInnenbewegung und Organisationen, die beanspruchen,
uns zu vertreten, einbeziehen, über Worte hinausgehen und jetzt handeln. Die organisierte
ArbeiterInnenklasse und die Demokratischen SozialistInnen Amerikas (DSA) erhalten eine weitere
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Chance, eine wichtige Rolle bei der Organisierung und den Protesten gegen Polizeigewalt, ja gegen
die Institution selbst, zu übernehmen. Wenn die DSA wirklich die ArbeiterInnenklasse anführen will,
muss sie mit der Verurteilung der „RandaliererInnen“ durch die demokratischen PolitikerInnen und
den Aufrufen zum Frieden in Unterwerfung brechen. Sie muss entschlossen in Solidarität mit der
BLM handeln und dazu aufrufen, dass alle von ihren Arbeitsplätzen hinaus und auf die Straße gehen.


